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Wichtige Bekantgaben aus der Finanzrechtsprechung
BFH-Urteil vom 30. April 2009 

(V R 3/08 – UR 2009 S. 639)
Gemeinnützige Altenheime und betreute Wohnanlagen:
„Der BFH hält an seiner bisherigen Ablehnung einer Mehrmütterorganschaft im Umsatzsteuerrecht fest „
Orientierungssatz:
Eine Organgesellschaft kann nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG nicht gleichzeitig in Unternehmen verschiedener Organträger eingegliedert sein.

Rechtsgrundlage:

UStG 1993: § 2 Abs. 2 Nr. 2, § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a
Richtlinie 77/388/EWG: Artikel 4, Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchst. g und f

Volltext der Entscheidung:

http://www.kommunsense.de/index.php3?site=promemoria_dl&id=932
►   DIE SPEZIELLE BFH-KOMMENTIERUNG:
A.   Problemstellung

Der BFH hatte über die Frage zu entscheiden, ob es im Umsatzsteuerrecht denkbar ist, dass eine Organgesellschaft im Verhältnis zu mehreren Organträgern eingegliedert sein könnte (sog. Mehrmütterorganschaft). Dies war im Urteilssachverhalt von Bedeutung, da insbeson-dere die finanzielle Eingliederung nicht durchgehend gegeben war und weiterhin die Organ-gesellschaft Leistungen an mehrere ihrer Gesellschafter ausgeführt hatte, die ohne Bestehen einer Organschaft wahrscheinlich der Umsatzsteuer unterlegen hätten. 
Das Urteil befasst sich ferner mit den verfahrensrechtlichen Auswirkungen eines - vom Fi-nanzamt nicht beantworteten - Schreibens, mit welchem der Steuerberater im Anschluss an ei-ne für die Vorjahre durchgeführte Außenprüfung die Bedingungen für eine künftige Behand-lung des Sachverhalts zusammenfasst. Schließlich bestätigt der BFH seine bisherige Recht-sprechung, dass § 4 Nr. 18 UStG nicht die Förderung mehrstufiger Wohlfahrtsorganisationen, sondern die Entlastung des insbesondere nach der Satzung begünstigten Personenkreises bezweckt.
B.   Inhalt und Gegenstand der Entscheidung

Die Klägerin ist eine GmbH, die im Streitjahr 1995 ein Altenheim betrieb und anderen Ein-richtungen Personal überließ. Darüber hinaus erbrachte sie ambulante Pflegeleistungen und Leistungen im Bereich Geschäftsführung und Verwaltungsarbeiten gegen Entgelt. Die Gesell-schafter der GmbH betrieben ebenfalls Altenheime und betreute Wohnanlagen. 
Streitig ist, ob die Verwaltungsleistungen der Klägerin nach § 4 Nr. 16 UStG umsatzsteuer-befreit sein könnten. Dies wurde in einer Betriebsprüfung verneint. Ein Einspruch wie auch die Klage vor dem Finanzgericht, wobei sich die GmbH jeweils unter anderem auf das Beste-hen einer Mehrmütterorganschaft mit ihren Gesellschaftern berief, blieben erfolglos (vgl. Niedersächsisches Finanzgericht, Urteil vom 05.12.2007 - 5 K 312/02 - EFG 2008 S. 415).
Der BFH bestätigt im Revisionsverfahren die Auffassung der Vorinstanz, dass eine Mehrmüt-terorganschaft im Umsatzsteuerrecht nicht denkbar ist. Hierzu beruft er sich zunächst auf den Wortlaut des § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz UStG, der von einer Eingliederung „in das Unternehmen des Organträgers“ spricht, und führt aus, dass § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 UStG aufgrund der Aussage, die im Inland gelegenen Unternehmensteile seien als ein Unternehmen zu behandeln, ein Verbot der umsatzsteuerlichen Mehrmütterorganschaft enthält.
Anschließend erläutert der BFH die Unterschiede zwischen den Folgen der Organschaft im Gewerbesteuerrecht, bei dem eine Mehrmütterorganschaft zugelassen wurde (BFH-Urteil vom 09.06.1999 - I R 43/97 - BStBl II 2000 S. 695), und im Umsatzsteuerrecht. Insbesondere die Rechtsfolgen einer anteiligen Zurechnung jedes Steuerentstehungstatbestandes und jeder Be-rechtigung zum Vorsteuerabzug bei mehreren Organträgern, verbunden mit weiteren syste-matischen Problemen, führen den BFH zur Ablehnung einer Mehrmütterorganschaft.
Diese kann nach Meinung des BFH schließlich gleichermaßen nicht aus der Mehrwertsteuer-systemrichtlinie (Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem - MwStSystRL) bzw. Richtlinie 77/388/EWG abgeleitet werden. In der Richtlinie sei nämlich jeweils explizit die Rede von der den Mitgliedstaaten eingeräumten Möglichkeit, mehrere Personen als einen Steuerpflichtigen zu behandeln. Diese Behandlung als ein Steuerpflichtiger schließt nach Auffassung des Gerichts eine Eingliederung in mehrere Organträger aus.
C.   Kontext der Entscheidung

Fragen im Zusammenhang mit der umsatzsteuerlichen Organschaft sind regelmäßig Anlass zu Verfahren vor den Steuergerichten. In den letzten Jahren war insbesondere die Auslegung der organisatorischen Eingliederung mehrfach strittig (vgl. vor allem BFH-Urteil vom 05.12.2007 - V R 26/06 - BStBl II 2008 S. 451), Gleiches gilt für die wirtschaftliche Eingliederung. Dies hängt damit zusammen, dass gerade die finanzielle Eingliederung im Regelfall vergleichswei-se einfach zu überprüfen ist, während die organisatorische und wirtschaftliche Eingliederung eher unbestimmte Kriterien darstellen, die im Wesentlichen einzelfallbezogen durch Verwal-tungsauffassung und Gerichtsentscheidungen konkretisiert wurden. Zahlreiche Zweifelsfragen zur organisatorischen Eingliederung sind nach wie vor offen. 
Die vorliegende Entscheidung befasste sich mit einer Sonderfrage, wobei in der weit über-wiegenden Literatur die Entscheidung in dieser Form erwartet worden sein sollte. Im Übrigen verweist der BFH auf ein älteres Urteil (vgl. BFH-Urteil vom 02.08.1979 - V R 111/77 - BStBl II 1980 S. 20), in dem er ebenfalls bereits gegen eine Mehrmütterorganschaft im Um-satzsteuerrecht entschieden hatte.
D.   Auswirkungen für die Praxis

Die BFH-Entscheidung beseitigt eine kleinere Unsicherheit im Bereich der umsatzsteuerlichen Organschaft. Der BFH hat nunmehr zweifelsfrei entschieden, dass die aus dem Gewerbesteuerrecht bekannte Mehrmütterorganschaft auf dem Gebiet der Umsatzsteuer nicht möglich ist.
E.   Weitere Themenschwerpunkte der Entscheidung
1.  Das Urteil befasst sich weiterhin mit der Steuerfreiheit nach § 4 Nr. 18 UStG, enthält hier-zu jedoch keine neuen Erkenntnisse. Der BFH vertritt die Auffassung, nach den Verhältnissen des Streitfalls komme eine Steuerfreiheit schon deshalb nicht in Betracht, weil die Leistungen entgegen § 4 Nr. 18 Satz 1 Buchst. b UStG dem begünstigten Personenkreis jedenfalls nicht unmittelbar zugute gekommen seien. Dieses Merkmal der Unmittelbarkeit sei leistungsbezo-gen auszulegen, d.h. die Leistung müsse selbst dem nach der Satzung etc. begünstigten Perso-nenkreis unmittelbar zugute kommen. Daher seien Leistungen einer Einrichtung der Wohl-fahrtspflege an andere steuerbegünstigte Körperschaften nicht nach § 4 Nr. 18 UStG steuer-frei, wenn sie den nach der Satzung etc. begünstigten Personenkreis nur mittelbar zugute kä-men. Es reiche daher nicht aus, dass die Leistung lediglich als Vorleistung in eine vom Leis-tungsempfänger an den begünstigten Personenkreis erst noch zu erbringende Leistung eingehe (BFH-Urteil vom 18.03.2004 - V R 101/01 - BStBl II 2004 S. 798). Leistungen eines Wohl-fahrtsverbandes an andere Verbände oder Behörden seien nur begünstigt, wenn die Leistung den begünstigten notleidenden und gefährdeten Mitmenschen unmittelbar zugute komme. Die-ses Erfordernis gelte auch für die in § 4 Nr. 18 UStG anerkannten (Spitzen-)Verbände der freien Wohlfahrtspflege. Die Klägerin erbringe ihre Leistungen an ihre Gesellschafter und da-mit an andere nach dieser Vorschrift begünstigte Organisationen, nicht aber unmittelbar an den durch die Vorschrift begünstigten Personenkreis (hier: die Heimbewohner). 
Die Feststellungen des Finanzgerichts erlaubten aber keine abschließende Beurteilung der Steuerfreiheit, da das Finanzgericht zur Art der von der Klägerin erbrachten „Verwaltungs-leistungen“ keine näheren Feststellungen getroffen habe.
2.  Im Anschluss an eine Außenprüfung für die Jahre 1987 und 1988 hatte der Steuerberater der Klägerin das Ergebnis der Schlussbesprechung in einem an das Finanzamt gerichteten Schreiben vom 14.11.1991 zusammengefasst und dabei vermerkt, dass das Finanzamt für die weitere Anerkennung der Gemeinnützigkeit ab 1992 die Erfüllung bestimmter Voraussetzun-gen fordere. U.a. solle der Gesellschaftsvertrag umgehend dahin gehend ergänzt werden, dass die GmbH einen Dachverband i.S.d. § 57 Abs. 2 AO darstellt. Die GmbH sollte bis Ende 1991 den Reinigungsdienst aus ihrem Tätigkeitsfeld ausgliedern. Es sollten keine Leistungen an Dritte (Nichtgesellschafter) erbracht werden. Geschäftsführerbezüge sollten nur in angemes-senem Umfang gewährt werden. 
Der BFH vertrat die Auffassung, dass dem Schreiben vom 14.11.1991 weder der Charakter einer verbindlichen Zusage noch der einer nach Treu und Glauben verbindlichen Auskunft zu-komme. Auch habe das Finanzamt den Besteuerungsanspruch nicht verwirkt. Die verbindliche Zusage sei nach § 204 AO durch die Finanzbehörde in der Form des § 205 AO und damit insbesondere schriftlich zu erteilen. Ein Bestätigungsschreiben des Steuerpflichtigen, auf wel-ches das Finanzamt untätig bleibe und nicht in der Form des § 205 AO antworte, erfülle diese Voraussetzungen nicht. Das Finanzamt sei auch nicht durch eine außerhalb einer Außenprü-fung gegebene und damit nicht dem Anwendungsbereich der §§ 204 bis 207 AO unterliegende Auskunft gehindert, den angefochtenen Steuerbescheid zu erlassen. Es habe im Streitfall keine Auskunft erteilt, sondern sei auf das Schreiben der Klägerin untätig geblieben. Aus diesem Grund komme es auch nicht darauf an, unter welchen Voraussetzungen mündliche Auskünfte das Finanzamt binden können. Dem Erlass der angefochtenen Umsatzsteuerbescheide stehe nicht der Grundsatz der Verwirkung entgegen. Verwirkung trete ein, wenn ein Berechtigter durch sein Verhalten einen Vertrauenstatbestand dergestalt geschaffen habe, dass nach Ablauf einer gewissen Zeit die Geltendmachung seines Rechts als illoyale Rechtsausübung empfun-den werden müsse. Das Finanzamt habe durch das Schweigen auf das Bestätigungsschreiben der Klägerin keinen Vertrauenstatbestand geschaffen. Dem Schreiben vom 14.11.1991 sei schließlich nach seinem objektiven Erklärungsinhalt weder zu entnehmen, unter welchen Vor-aussetzungen die Leistungen der Klägerin als umsatzsteuerfrei zu behandeln sein sollen, noch unter welchen Voraussetzungen die Klägerin den ermäßigten Umsatzsteuersatz in Anspruch nehmen könne. Gegenstand des Schreibens sei die Anerkennung der Gemeinnützigkeit, die aber für sich allein weder zu einer Steuerfreiheit von Leistungen führe (vgl. z.B. § 4 Nr. 18 Buchst. a bis c UStG) noch zur Anwendung des ermäßigten Steuersatzes berechtige (vgl. § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG).
►   Autor und Fundstelle:
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